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Landkreis: Heilbronn 
Gemeinde: Untergruppenbach 
Gemarkung: Untergruppenbach 

Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften 

„Projekt Pfadiheim“ 

Maßstab 1 : 1.000          ENTWURF 

Auszug aus dem Liegenschaftskataster gefertigt und zum Bebauungsplan ausgearbeitet.  

Projektnummer: 3 2023 0372 

 

Untergruppenbach, den 17.11.2023/25.06.2024 

Verfahrenshinweise für den Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften 
(§ 74 LBO) 

Aufstellungsbeschluss (§ 2 (1) BauGB) am 07.12.2023 

Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschl. (§ 2 (1) BauGB) am 15.12.2023 

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung (§ 3 (1) BauGB)    vom 18.12.2023 bis 26.01.2024 

Frühzeitige Behördenbeteiligung (§ 4 (1) BauGB)         vom 18.12.2023 bis 26.01.2024 

Beschluss der Veröffentlichung im Internet bzw. der öffentlichen 
Auslegung (§ 3 (2) BauGB am 18.07.2024 

Ortsübliche Bekanntmachung der Veröffentlichung im Internet bzw.  
der öffentlichen Auslegung (§ 3 (2) BauGB) am 26.07.2024 

Veröffentlichung im Internet bzw. öffentliche Auslegung 
(§ 3 (2) BauGB) vom 29.07.2024 bis 30.08.2024 

Satzungsbeschluss des Bebauungsplans (§ 10 (1) BauGB) und 
der örtlichen Bauvorschriften (§ 74 (1) i. V. mit § 74 (7) LBO) am ......................  

 

Ausgefertigt:  Untergruppenbach, den .....................  
 

 
Vierling, Bürgermeister 

 

Ortsübliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses des  
Bebauungsplans und der örtlichen Bauvorschriften, In-Kraft-Treten (§ 10 (3) BauGB) 

 am ......................  

Zur Beurkundung: 
 

 
Vierling, Bürgermeister 
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Textteil für den Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften 

Rechtsgrundlagen: §§ 2, 9 und 10 des Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) und § 4 Gemeindeordnung für Baden-Würt-
temberg in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Juli 2000 (GBl. S. 582, ber. S. 698), 
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27. Juni 2023 (GBl. S. 229, 231) in Verbindung 
mit § 74 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 5. März 
2010 (GBl. S. 357), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November 2023 
(GBl. S. 422). Es gilt die Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. 
Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176). 

Aufhebungen: Sämtliche innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs bisher bestehenden 
örtlichen planungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen sowie frühere örtliche baupo-
lizeiliche Vorschriften werden aufgehoben. 

Festsetzungen: In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt:  

1. Bebauungsplan „Projekt Pfadiheim“ 
Planungsrechtliche Festsetzungen 

1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 1 - 15 BauNVO) 

Baufläche für Gemeinbedarf (BfG) gem. § 9 (1) Nr. 5 BauGB 

Zweckbestimmung „Vereinsheim“. Zulässig ist ein Vereinsheim und die nutzungsüblichen Ne-
benanlagen. 

1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 16 - 21a BauNVO) 

Siehe Einschriebe im Plan. 

a) Grundflächenzahl (GRZ) (§ 19 BauNVO) 

Mit wasserdurchlässigem Material befestigte Flächen sind bei der Ermittlung der zulässigen 
Grundfläche nicht mitzurechnen (§ 19 (4) Satz 3 BauNVO). 

b) Höhe baulicher Anlagen 

Die maximale Höhe baulicher Anlagen (Oberkante Dach/Dachfirst) ist in Metern (m) als 
Höchstmaß festgesetzt (HGP). Unterschreitungen sind zulässig. 

Unterer Bezugspunkt für die Höhe baulicher Anlagen ist die festgesetzte Erdgeschossfuß-
bodenhöhe (siehe Planeinschrieb). 

1.3 Höhenlage baulicher Anlagen (§ 9 (3) BauGB, §§ 16 u. 18 BauNVO) 

Die Höhenlage baulicher Anlagen ist durch die Festsetzung der Erdgeschossfußbodenhöhe 
(EFH) in Normalnullhöhe nach oben begrenzt. Maßgebend ist die Rohfußbodenhöhe. Unter-
schreitungen sind zulässig (siehe auch 2.1). 

1.4 Bauweise (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 

Offene Bauweise (o).  

1.5 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, §§ 23 BauNVO) 

a) Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen bestimmt. 

b) Ausnahmen gemäß § 23 (3) Satz 3 BauNVO:  

Die Baugrenzen können durch untergeordnete Bauteile wie Gesimse, Dachvorsprünge, 
Eingangs- und Terrassenüberdachungen, sowie Vorbauten wie Wände, Erker, Balkone, 
Tür- und Fenstervorbauten und Terrassen, wenn sie nicht breiter als 5 m sind und von 
Nachbargrenzen mind. 2 m entfernt bleiben, um bis zu 1,5 m überschritten werden. Der 
Abstand zur öffentlichen Fläche muss in allen Fällen mindestens 2 m betragen. 
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1.6 Nebenanlagen, nicht überdachte Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, §§ 12, 14 und 
§ 23 Abs. 5 BauNVO) 

a) Nicht überdachte Stellplätze sind allgemein auch außerhalb der überbaubaren Grund-
stücksfläche zulässig. Auf die Festsetzung 1.7 a) wird hingewiesen. 

b) Sonstige Nebengebäude sind gemäß § 23 Abs. 5 BauNVO nur bis zu einer Größe von 
maximal 40 m³ auf der unüberbaubaren Grundstücksfläche zulässig. Der Abstand zur öf-
fentlichen Fläche muss mindestens 2 m betragen. 

1.7 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

a) Die Befestigung von Stellplätzen und Zufahrten darf nur mit einer dauerhaft wasserdurch-
lässigen Flächenbefestigung (Rasengitter, Rasenpflaster, Dränpflaster oder ähnlichem) er-
stellt werden. Die Verwendung von Pflastermaterial ohne wasserdurchlässige Abstands-
fuge oder Flächenanteile ist hierbei unzulässig. 

b) Ebenerdige Stellplatzanlagen sind so zu errichten, dass je drei Stellplätzen mindestens ein 
Baum gemäß Artenempfehlung (siehe Anhang der Begründung) gepflanzt wird. 

c) Die nicht überbauten und für den Betriebsablauf nicht notwendigerweise befestigten Flä-
chen sind zur Schaffung eines günstigen Bestandsklimas zu begrünen und zu bepflanzen. 
Die Begrünungen und Bepflanzungen sind insektenfreundlich auszuführen. 

d) Zum Schutz von nachtaktiven Insekten, Fledermäusen und Vögeln ist die Beleuchtung mit 
insektenschonenden Lampen (LED-Lampen, nicht heiß werdende Lampen und Leuchten) 
mit nach unten gerichteten Leuchtkörpern entsprechend dem aktuellen Stand der Technik 
auszustatten. Es sind Leuchten zu wählen, die kein Streulicht erzeugen. Die Außenbeleuch-
tung ist auf das unbedingte erforderliche Mindestmaß zu beschränken. Nächtliche Dauer-
beleuchtung ist unzulässig. 

e) Sofern größere Glasflächen ab zwei Quadratmetern verwendet werden sollen, sind zum 
Vogelschutz Vorkehrungen gegen Vogelschlag zu ergreifen (z. B. durch die Verwendung 
von Vogelschutzglas der Kategorie A). 

Informationen hierzu unter: https://vogelglas.vogelwarte.ch/assets/files/broschueren/Glas-
broschuere_2022_D.pdf 

f) Schächte und andere Strukturen mit Fallwirkung sind so zu konzipieren, dass Kleintiere 
nicht hineinfallen. 

g) In dem als Fläche nach § 9 (1) Nr. 20 BauGB festgesetzten Bereich ist die vorhandene 
Wiesenfläche zu erhalten, eine Umwandlung oder eine andere Nutzung ist nicht zulässig. 

1.8 Pflanzzwang (§ 9 (1) Nr. 25 a BauGB) 

a) Pflanzzwang - Einzelbäume (PZ/E): An den im Plan durch Planzeichen festgesetzten Stel-
len sind gebietsheimische hochstämmige Laub- oder Obstbäume mit Stammumfang von 
mindestens 16/18 cm für Laub- und 10/12 cm für Obstbäume zu wählen. Die örtliche Lage 
im Lageplan ist nicht bindend. 

Alle Bepflanzungen sind fachgerecht durchzuführen, zu pflegen, dauerhaft zu erhalten und 
bei Ausfall zu ersetzen. (Artenempfehlung siehe 1.8 b). 

b) Artenempfehlung: siehe Faltblatt „Heimische Gehölze im Landkreis Heilbronn“ (vgl. Anhang 
der Begründung oder unter www.landkreis-heilbronn.de; Unsere Dienstleistungen/Formu-
lare und Downloads/Bauen, Umwelt und Nahverkehr). 

1.9 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen (§ 9 (1) Nr. 21 BauGB) 

Die im Lageplan mit „LR A“ dargestellten Flächen sind zur Ableitung von Schmutzwasser mit 
einem Leitungsrecht zugunsten der Gemeinde Untergruppenbach zu belasten. 
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Hinweise: 

a) Auf die Einhaltung der Bestimmungen der § 20 und 27 DSchG wird verwiesen. Sollten bei 
der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Befunde entdeckt werden, 
sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde umgehend zu benachrichti-
gen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) 
oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind 
bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu er-
halten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das Regierungspräsidium Stuttgart 
(Referat 84.2) mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation 
archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rech-
nen. 

b) Grundwasserableitungen - auch über das öffentliche Abwassernetz - sind unzulässig. 
Grundwassererschließungen sind der Wasserbehörde unverzüglich anzuzeigen. Beabsich-
tigte Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffs in den Untergrund mit Grund-
wasserfreilegungen gerechnet werden muss, sind rechtzeitig vor deren Ausführung anzu-
zeigen. Wird im Zuge von Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser erschlossen, so sind 
die Arbeiten, die zur Erschließung geführt haben, unverzüglich einzustellen und das Land-
ratsamt als untere Wasserbehörde zu benachrichtigen (§ 43 (1) und (6) WG). 

c) Zur Minimierung des Oberflächenwasserabflusses wird im landschaftspflegerischen und 
wasserwirtschaftlichen Sinn empfohlen, Zisternen zur Gewinnung von Brauchwasser anzu-
legen. 

d) Nachrichtlich wird darauf hingewiesen, dass entsprechend § 126 (1) und (2) BauGB die 
Eigentümer von an öffentliche Verkehrsflächen angrenzenden Grundstücken das Anbrin-
gen von Haltevorrichtungen und Leitungen für Beleuchtungskörper der Straßenbeleuchtung 
einschließlich der Beleuchtungskörper und des Zubehörs sowie Kennzeichen und Hinweis-
schildern für Erschließungsanlagen auf ihrem Grundstück zu dulden haben. 

e) Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbei-
ten (z.B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit 
des Gründunghorizonts, zum Grundwasser, Baugrubensicherung) werden objektbezogene 
Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates Inge-
nieurbüro empfohlen. 

f) Zum Schutz von Vögeln und Kleinsäugern dürfen Gehölzrückschnitte und Rodungsmaß-
nahmen im Allgemeinen nur im Zeitraum vom 1. Oktober bis 28./29. Februar durchgeführt 
werden (§§ 39 (5) Satz 1 Nr. 2 i.V.m. 44 (1) bis (3) BNatSchG). 

Bei allen Baumaßnahmen muss der Artenschutz beachtet werden. Es ist verboten, wildle-
bende Tiere mutwillig zu beunruhigen oder ohne vernünftigen Grund zu fangen, zu verlet-
zen oder zu töten (§ 39 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG). Es ist außerdem verboten, Tiere der be-
sonders geschützten Arten, der streng geschützten Arten sowie europäische Vogelarten 
erheblich zu stören oder zu töten (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BNatSchG). Auch dürfen deren 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten nicht beschädigt oder zerstört werden (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 
BNatSchG). 

g) Durch die umgebenden landwirtschaftlichen Flächen können auch bei ordnungsgemäßer 
Bewirtschaftung Emissionen wie z.B. Stäube, Geruch, Lärm und Pflanzenschutzmittelab-
drift im Sinne des § 906 BGB nicht ausgeschlossen werden und sind durch die geplante 
Nutzung hinzunehmen. 

h) Es wird darauf hingewiesen, dass die Pflicht zur Installation einer Photovoltaikanlage zur 
Stromerzeugung beim Neubau und bei grundlegender Dachsanierung eines Gebäudes auf 
der für eine Solarnutzung geeigneten Dachfläche besteht. Dies gilt auch beim Neubau eines 
für eine Solarnutzung geeigneten offenen Parkplatzes mit mehr als 35 Stellplätzen für Kraft-
fahrzeuge über der für eine Solarnutzung geeigneten Stellplatzfläche. 
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i)  Auf die mit Wirkung vom 31.07.2020 geltende Änderung des Naturschutzgesetzes 
(NatSchG) wird hingewiesen. Der ergänzte § 21a Landesnaturschutzgesetzes stellt klar, 
dass Schotterungen zur Gestaltung von privaten Gärten grundsätzlich keine andere zuläs-
sige Verwendung im Sinne des § 9 (1) S. 1 Landesbauordnung (LBO) ist. Nach § 9 (1) S. 
1 LBO müssen „die nichtüberbauten Flächen der bebauten Grundstücke […] Grünflächen 
sein, soweit diese Flächen nicht für eine andere zulässige Verwendung benötigt werden.“ 
Somit dürfen seit 31.07.2020 keine Schottergärten mehr errichtet werden. 

j) Um den Eingriff in das Schutzgut Boden weitestgehend zu minimieren, sind die folgenden 
Punkte zu berücksichtigen: 

Die Umsetzung von Vorhaben hat nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
zum Bodenschutz zu erfolgen. Auf die DIN 19639 „Bodenschutz bei der Planung und Durch-
führung von Bauvorhaben“ sowie die DIN 19731 „Bodenbeschaffenheit - Verwertung von 
Bodenmaterial“ wird hingewiesen. 

Baubedingte Beeinträchtigungen für das Schutzgut Boden sind zu minimieren und es ist 
ein möglichst schonender Umgang mit der Materie zu gewährleisten. 

Eine möglichst hochwertige Verwendung des Bodenmaterials ist anzustreben. Oberboden, 
der bei den Baumaßnahmen anfällt, ist gesondert von tieferen Bodenschichten abzuheben 
und zu lagern. Er ist in kulturfähigem, biologisch-aktivem Zustand zu erhalten und zur Re-
kultivierung und Bodenverbesserung zu verwenden (siehe § 202 BauGB). Notwendige Bo-
denarbeiten sind schonend und unter sorgfältiger Trennung von Oberboden und Unterbo-
den durchzuführen. Als Zwischenlager sind Bodenmieten vorzusehen, die den Erhalt der 
Bodenfunktionen nach § 1 BBodSchG gewährleisten. 

Bodenverdichtungen sind grundsätzlich zu vermeiden. Entstandene Bodenverdichtungen 
sind nach Abschluss der Bautätigkeit aufzulockern. 

k) Für die östlich außerhalb des Geltungsbereichs liegende FFH-Mähwiese (Abgrenzung vgl. 
Biotopkartierung im Umweltbericht) gilt per Gesetz das Verschlechterungsgebot. Da es sich 
um ein gesetzlich geschütztes Biotop handelt gelten die Bestimmungen nach § 30 
BNatSchG und § 33 LNatSchG. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Nutzung der FFH-
Mähwiese als Grillstelle, Versammlungsplatz, Sitzmöglichkeiten usw. nicht zulässig ist. 
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2. Örtliche Bauvorschriften für den Geltungsbereich des  
 Bebauungsplans „Projekt Pfadiheim“: 

2.1 Äußere Gestaltung (§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 

a) Dachform und Dachneigung:  
Dachform bei Haupt- und Nebengebäuden: Satteldach und versetztes Satteldach. 
Dachneigung: maximal 20°. 

b) Farbgebung der Außenfassaden und Dächer: Leuchtende oder reflektierende Farben 
bzw. Materialien sind unzulässig. Solare Energiegewinnungsanlagen sind hiervon ausge-
nommen. Parabolantennen sind farblich ihrem Hintergrund anzugleichen. 

2.2 Einfriedigungen und Stützmauern (§ 74 (1) Nr. 3 LBO) 

a) Einfriedigungen 

Als Einfriedigung sind ausschließlich Hecken aus heimischen Sträuchern (z.B. Wildrose, 
Holunder, Hasel, Liguster, Schneeball, Hartriegel, Hainbuche) zulässig. 

Entlang der öffentlichen Verkehrsflächen sind Einfriedigungen nur als Hecken aus heimi-
schen Sträuchern – auch mit darin einbezogenem Stabgitter-, Maschen- oder Knüpfdraht – 
bis 1,5 m Höhe zulässig. Von Fußwegen, befahrbaren Verkehrsflächen und Feldwegen ist 
mit festen Einfriedigungen ein Grenzabstand von mindestens 0,5 m einzuhalten. Zugelas-
sen sind nur Zäune, die im Höhenbereich bis 20 cm über dem Boden Kleinsäugetiere in 
ihrer Bewegungsfähigkeit nicht behindern (Durchschlupf). 

b) Stützmauern 

Stützmauern sind allgemein nur bis zu einer Höhe von 1,0 m zulässig. 

Entlang öffentlicher Verkehrsflächen dürfen Stützmauern eine Höhe von 0,3 m über der 
öffentlichen Verkehrsfläche nicht übersteigen. Von öffentlichen Fußwegen, öffentlichen be-
fahrbaren Verkehrsflächen und Feldwegen ist mit Stützmauern ein Grenzabstand von min-
destens 0,5 m einzuhalten. 


